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des gemeinsamen Kommunalunternehmens 
zur Trinkwasserversorgung der Gemeinden 
Feldafi ng und Pöcking, Anstalt des öffentlichen 
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 ▼ Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Erhebung von Benutzungsgebühren für die 
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 ▼ 6. Teiländerung des Bebauungsplanes 
„Tonwerkstraße“ für den Bereich Fl.Nrn. 
642/2, 294, 294/3, 294/2, Teilfl ächen aus 
294/1, 642/16, 644/2, 644/9, 644/10 jeweils 
Gemarkung Argelsried; Erneute öffentliche 
Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB

ten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen, ferner sollen Sie ei-
nen bestimmten Antrag stellen und die zur Be-
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel 
angeben. Der Klageschrift sollen Sie diesen Be-
scheid beifügen (in Urschrift, in Abschrift oder in 
Ablichtung), ferner zwei Abschriften oder Ablich-
tungen der Klageschrift für die übrigen Beteiligten.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher 
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Klageer-
hebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 
zu entnehmen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Be-
kanntmachung als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 
6 BayBO).

Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im 
Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorhe-
riger telefonischer Anmeldung unter 08151/148-
457 im Zimmer 273 oder per E-Mail an bauwe-
sen@lra-starnberg.de eingesehen werden.

 ◆ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 

Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 22.07.2020 die Baugeneh-
migung für die Nutzungsänderung einer 1,5 Zim-
mer-Wohnung in Bürofl äche ohne Publikumsver-
kehr (freiberufl iche Tätigkeit) auf dem Grundstück 
FlNr. 1620/10, Gemarkung Gilching, Uranusstraße 
3, Gilching an Herrn Thomas Jorhann erteilt. Öf-
fentlich-rechtlich geschützte nachbarliche Belange 
werden, soweit sie der behördlichen Prüfung unter-
liegen, durch das Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht

(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erheben. 
Die Klage müssen Sie innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe dieses Bescheides beim

Bayerischen Verwaltungsgericht München,
Bayerstraße 30, 80335 München
(Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen),

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erheben. 
Die Klage kann beim Bayerischen Verwaltungsge-
richt München auch elektronisch nach Maßgabe 
der der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichts-
barkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Be-
dingungen erhoben werden.

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklagten 
(Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klage-
begehrens bezeichnen, ferner sollen Sie einen be-
stimmten Antrag stellen und die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 
Der Klageschrift sollen Sie diesen Bescheid beifü-
gen (in Urschrift, in Abschrift oder in Ablichtung), 
ferner zwei Abschriften oder Ablichtungen der Kla-
geschrift für die übrigen Beteiligten.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 
Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher 
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine 
rechtlichen Wirkungen! 
Nähere Informationen zur elektronischen Klageer-
hebung sind der Internetpräsenz der Bayerischen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) 
zu entnehmen. 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor 
den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhe-
bung eine Verfahrensgebühr fällig. 
Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
Zustellung des Bescheides mit dem Tag der Be-
kanntmachung als bewirkt gilt (Art. 66 Abs. 2 Satz 
6 BayBO).

Die Verfahrensakte zum Bauvorhaben kann im 
Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheri-
ger telefonischer Anmeldung unter 08151/148-355 
im Zimmer 276 eingesehen werden.

 ◆ Haushaltssatzung des Zweckverbandes 

für weiterführende Schulen im westl. Teil des 

Landkreises Starnberg für das

Haushaltsjahr 2020

Aufgrund der Art. 63 ff der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern in der Fassung der Bekannt-
machung vom 06.01.1993 (GVBl. S. 65), BayRS 
2020-1-1-I, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
27.12.96 (GVBl. 540) in Verbindung mit Art. 41 
Abs. 1 und Art. 42 des Gesetzes  über  kommu-
nale  Zusammenarbeit  in  der  Fassung  der  Be-
kanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555), 
geändert durch Gesetz vom 10. Aug. 1994 (GVBl. 
S. 761) und § 17 der Verbandssatzung erlässt die 
Verbandsversammlung folgende

Haushaltssatzung

§ 1

Der Haushaltsplan für das Jahr 2020 wird

im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben auf 3.144.300,- €

im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und Ausgaben auf 4.573.000,- €

festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Inves-
titionen wird auf 1.364.600,- € festgesetzt.

§ 3

Verpfl ichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt werden nicht eingesetzt.

§ 4

1. Betriebskostenumlage und Umlage Verwal-
tungshaushalt
Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Ein-
nahmen nicht gedeckte laufende Finanzbedarf, der 
nach § 18 Abs. 1 der Verbandssatzung auf die Mit-
gliedsgemeinden des Zweckverbandes umgelegt 
werden soll und der Schuldendienst für die Errich-
tung der Anlagen, der nach § 18 Abs. 2 der Ver-
bandssatzung umzulegen ist, wird

a)  für die Realschule auf 299.600,- €
b)  für das Gymnasium auf 734.000,- €
festgesetzt.

2. Investitionsumlage
Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Ein-
nahmen nicht gedeckte Finanzbedarf für die Er-
richtung der Anlagen (mit Ausnahme des Schul-
dendienstes, der nach § 18 Abs. 2 der Verbands-
satzung umgelegt werden soll) wird

a)  für die Realschule 164.400,- €
b)  für das Gymnasium auf 305.000,- €
festgesetzt.

Die Gesamtumlage beläuft sich auf 1.503.000,- €

Der Landkreis Starnberg gewährt dem Zweckver-
band einen freiwilligen Betriebskostenzuschuss 
(Gastschülerzuschuss) für alle Schüler aus dem 
Landkreis Starnberg an der Realschule in Herr-
sching und am Christoph-Probst-Gymnasium in 
Gilching  in der jeweiligen Höhe wie er in der Aus-
führungsverordnung zum Bayer. Schulfi nanzie-
rungsgesetz (AVBaySchFG) festgesetzt ist.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeiti-
gen Leistung von Ausgaben nach dem Haushalts-
plan wird auf 500.000.- € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2020 
in Kraft.

ZWECKVERBAND FÜR WEITERFÜHRENDE 

SCHULEN IM WESTLICHEN TEIL DES 

LANDKREISES STARNBERG

Manfred Walter, Verbandsvorsitzender

Bekanntmachungsvermerk:

Das Landratsamt Starnberg hat als Rechtsauf-
sichtsbehörde mit Schreiben vom 3.7.2020 hierzu 
seine Stellungnahme abgegeben. Die Haushalts-
satzung ist genehmigungspfl ichtig, da eine Kre-
ditaufnahme vorgesehen ist. Der Haushalt wurde 

von der Rechtsaufsicht genehmigt.

Die Haushaltssatzung ist im Amtsblatt des Land-
kreises Starnberg am 29.7.2020 öffentlich bekannt 
gemacht worden.

Der Haushaltsplan liegt gemäß Satzung des 
Zweckverbandes vom 29.7.2020 bis 31.8.2020 im 
Rathaus der Gemeinde Gilching (ZiNr. O1-02) wäh-
rend der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich 
aus.
Im Übrigen liegt die Haushaltssatzung und der 
Haushaltsplan während des ganzen Jahres im Rat-
haus der Gemeinde Gilching (ZiNr. O1-02) inner-
halb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-
sicht aus.

 ◆ Bekanntmachung der Gemeinden 

Feldafi ng und Pöcking zum Erlass 

Unternehmenssatzung des gemein-

samen Kommunalunternehmens zur 

Trinkwasserversorgung der Gemeinden 

Feldafi ng und Pöcking, Anstalt des öffentli-

chen Rechts der Gemeinden Feldafi ng und 

Pöcking vom 20.07.2020

Die Gemeinden Feldafi ng und Pöcking vereinba-
ren auf der Grundlage der Beschlüsse der Ge-
meinderäte gemäß Art. 49 Abs. 3 Satz 2 Komm-
ZG die Umwandlung des „Zweckverbands zur 
Wasserversorgung der Gemeinden Feldafi ng und 
Pöcking“, Feldafi nger Str. 5, 82343 Pöcking, in 
das gemeinsame Kommunalunternehmen zur 
Trinkwasserversorgung der Gemeinden Feldafi ng 
und Pöcking und erlassen auf Grundlage von Art. 
49 f. KommZG, Art. 86 ff. GO und § 1 ff. KUV fol-
gende Unternehmenssatzung:

§ 1 Umwandlung des Zweckverbands

(1) Die Gemeinden Feldafi ng und Pöcking wandeln 
den „Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Gemeinden Feldafi ng und Pöcking“, Feldafi nger 
Str. 5, 82343 Pöcking, gemäß Art. 49 Abs. 3 Satz 
2 KommZG im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 
in ein gemeinsames Kommunalunternehmen um.
(2) Mit der Umwandlung entsteht das gemeinsa-
me Kommunalunternehmen, der Zweckverband 
geht rechtlich unter. Die Umwandlung erfolgt zum 
01.05.2020, wenn nicht diese Unternehmenssat-
zung zu einem späteren Zeitpunkt in Kraft tritt. 
Tritt die Unternehmenssatzung zu einem späteren 
Zeitpunkt in Kraft, so erfolgt die Umwandlung zu 
dem Tag des Inkrafttretens dieser Unternehmens-
satzung.  
(3) Das Vermögen des Zweckverbands geht zum 
Zeitpunkt des Entstehens des gemeinsamen Kom-
munalunternehmens auf dieses über.

§ 2 Name, Träger, Sitz, Stammkapital

(1) Das gemeinsame Kommunalunternehmen ist 
ein selbständiges Unternehmen in der Rechtsform 
einer Anstalt des öffentlichen Rechts. Das Unter-
nehmen führt den Namen „gemeinsames Kom-
munalunternehmen zur Trinkwasserversorgung 
der Gemeinden Feldafi ng und Pöcking“ mit dem 
Zusatz „Anstalt des öffentlichen Rechts der Ge-
meinden Feldafi ng und Pöcking“. Es tritt unter die-
sem Namen im gesamten Geschäfts- und Rechts-
verkehr auf. Die Kurzbezeichnung lautet „Wasser-
versorgung Feldafi ng Pöcking gKU“.
(2) Das Unternehmen hat seinen Sitz in der Ge-
meinde Pöcking.
(3) Träger des Unternehmens sind die Gemein-
den Feldafi ng und Pöcking. Es ist ausgeschlossen, 
dass sich natürliche oder juristische Personen des 
Privatrechts an dem Unternehmen beteiligen.
(4) Das Stammkapital des Unternehmens be-
trägt 60.000,00 €. Auf dieses Stammkapital über-
nimmt als Stammeinlage die Gemeinde Felda-
fi ng 30.000,00 € und die Gemeinde Pöcking 
30.000,00 €.

§ 3 Aufgabe und Befugnisse des 

Unternehmens bis zum 31.12.2020

(1) Aufgabe des Unternehmens ist bis zum 
31.12.2020 eine gemeinsame Wassergewin-
nungs-, Wasserförderungs- und Wasserspeiche-
rungsanlage zu errichten, zu betreiben, zu unter-
halten und diese Anlage im Bedarfsfalle zu erwei-
tern. Das Unternehmen versorgt die Wasserwerke 
der Gemeinden Feldafi ng und Pöcking mit Trink-
wasser, das den einschlägigen DIN-Vorschriften 
entsprechen muss. Für die Sicherung und Über-
wachung der Wasserversorgungsanlagen im Ge-
biet der Gemeinden Feldafi ng und Pöcking sind 
diese selbst zuständig.
(2) Die notwendigen Befugnisse, diese Aufgabe zu 

 ◆ Bekanntgabe öffentlicher Dienst- und 

Lieferleistungen; Öffentliche Ausschreibung 

nach UVgO Landratsamt Starnberg

Der Landkreis Starnberg weist darauf hin, dass 
ab dem 18.07.2020 folgende Arbeiten zur Öffent-
lichen Ausschreibung auf der Plattform http://
www.bund.de bekannt gemacht werden:

Kooperationspartnerschaften der 

Berufsintegrationsklassen und des 

Berufsvorbereitungsjahres

Ausschreibung der Kooperationspartner im Schul-
jahr 2020/2021 
(BS_Ö_44/20)

Es wird gebeten, entsprechende Informationen 
aus dieser Veröffentlichung zu entnehmen. Die 
Vergabeunterlagen sind ab dem 17.07.2020 in 
elektronischer Form auf der Vergabeplattform
https://www.subreport.de/E85458358

zum Download bereitgestellt.

Starnberg, 17.07.2020

Landkreis Starnberg

 ◆ Öffentliche Bekanntmachung nach Art. 66 

Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 21.07.2020 die Bauge-
nehmigung zur Weiterführung einer Außenwen-
deltreppe auf dem Grundstück FlNr. 451/14, Ge-
markung und Gemeinde Tutzing, Lorenzweg 1 in 
82327 Tutzing an die Eheleute Konstanze und Tho-
mas Kohlschovsky erteilt. Öffentlich-rechtlich ge-
schützte nachbarliche Belange werden, soweit sie 
der behördlichen Prüfung unterliegen, durch das 
Vorhaben nicht verletzt.

Ihr Recht

(Rechtsbehelfsbelehrung)

Gegen diesen Bescheid können Sie Klage erhe-
ben. Die Klage müssen Sie innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe dieses Bescheides beim

Bayerischen Verwaltungsgericht München,
Bayerstraße 30, 80335 München
(Postanschrift: Postfach 20 05 43, 80005 Mün-
chen),

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhe-
ben. Die Klage kann beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München auch elektronisch nach 
Maßgabe der der Internetpräsenz der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu ent-
nehmenden Bedingungen erhoben werden.

In der Klage müssen Sie den Kläger, den Beklag-
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erfüllen, gehen von den Gemeinden Feldafi ng und 
Pöcking auf das Unternehmen über.

§ 4 Aufgabe und Befugnisse des 

Unternehmens ab dem 01.01.2021; 

Ausgliederung gemeindlicher Regiebetriebe

(1) Aufgabe des Unternehmens ist ab dem 
01.01.2021 die Trinkwasserversorgung der Ge-
meinden Feldafi ng und Pöcking. In Erfüllung die-
ser Aufgabe hat das Unternehmen insbesonde-
re die öffentlichen Trinkwasserversorgungseinrich-
tungen zu errichten, dauerhaft zu betreiben, zu un-
terhalten und im Bedarfsfall zu erweitern.
(2) Die Aufgabe nach Absatz 1 umfasst die Ein-
richtung und Unterhaltung von Neben- und Hilfs-
betrieben, die die Trinkwasserversorgung fördern 
und wirtschaftlich mit ihr zusammenhängen.
(3) Die Gemeinden Feldafi ng und Pöcking über-
tragen dem Unternehmen zum 01.01.2021 das 
Recht, an ihrer Stelle 
eine Satzung für die öffentliche Trinkwasserversor-
gungseinrichtung (Wasserabgabesatzung – WAS) 
zu erlassen, 
eine Beitrags- und Gebührensatzungen zur Sat-
zung für die öffentliche Trinkwasserversorgungs-
einrichtung (Beitrags- und Gebührensatzung zur 
Wasserabgabesatzung – BGS/WAS) zu erlassen, 
Kostensatzungen für die Erhebung von Kosten für 
Amtshandlungen im eigenen Wirkungskreis zu er-
lassen,
Verordnungen für das dem Unternehmen übertra-
gene Aufgabengebiet zu erlassen, soweit Landes-
recht zu deren Erlass ermächtigt.
(4) Das Unternehmen hat das Recht, die von ihm 
erlassenen Verordnungen und Satzungen unter 
Anwendung der gesetzlichen Zwangsmittel zu 
vollziehen.
(5) Dem Unternehmen wird von den Gemeinden 
Feldafi ng und Pöcking gestattet, zu dem Zweck 
der Erfüllung seiner Aufgaben gemeindliche Ak-
ten, Archive und Karten einzusehen und öffent-
liche Verkehrsfl ächen wie auch Grundstücke im 
Rahmen der bestehenden gemeindlichen Befug-
nisse zu benutzen.
(6) Die Gemeinden Feldafi ng und Pöcking glie-
dern zum 01.01.2021 ihrer jeweiligen Regiebetrie-
be zur gemeindlichen Trinkwasserversorgung im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge gemäß Art. 49 
Abs. 1 Sätze 4 und 5 KommZG auf das Unterneh-
men aus. Das Vermögen der Regiebetriebe, das 
mit der Ausgliederung auf das Unternehmen über-
geht, wird durch gesonderte Beschlüsse der Ge-
meinderäte der Gemeinden Feldafi ng und Pöcking 
jeweils zum Bilanzstichtag 01.01.2021 bilanziell 
festgestellt.

§ 5 Räumlicher Wirkungsbereich

Der räumliche Wirkungsbereich des Unterneh-
mens umfasst das Gebiet der Gemeinden Felda-
fi ng und Pöcking.

§ 6 Dienstherreneigenschaft

(1) Das Unternehmen hat das Recht, Dienstherr 
von Beamten zu sein und kann insoweit Beamte 
ernennen, versetzen, abordnen, befördern und ent-
lassen. Der Vorstand übt die Funktion des Dienst-
vorgesetzten aus, der Verwaltungsrat die der 
obersten Dienstbehörde.
(2) Wird das Unternehmen aufgelöst, ohne dass 
seine bisherigen Aufgaben auf andere juristische 
Personen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrn-
fähigkeit übergehen, so werden die Beamten und 
Versorgungsempfänger von der Gemeinde Pöcking 
übernommen.

§ 7 Organe des Unternehmens

(1) Organe des Unternehmens sind der Vorstand 
und der Verwaltungsrat.
(2) Die Mitglieder der Organe haben über alle ver-
traulichen Angaben und Geschäfts- und Betriebs-
geheimnisse des Unternehmens Verschwiegen-
heit zu bewahren. Diese Pfl icht besteht auch 
nach ihrem Ausscheiden fort. Sie gilt nicht gegen-
über den Organen der Gemeinden Feldafi ng und 
Pöcking.

§ 8 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus einem Mitglied. Er 
leitet das Unternehmen eigenverantwortlich, so-
fern nicht gesetzlich oder durch diese Unterneh-
menssatzung etwas anderes bestimmt ist.
(2) Der Vorstand vertritt das Unternehmen nach 
außen, er ist alleinvertretungsberechtigt. Ist kein 
Vorstand vorhanden oder der Vorstand handlungs-
unfähig, so wird das Unternehmen durch den Vor-
sitzenden des Verwaltungsrats vertreten.

(3) Der Vorstand wird vom Verwaltungsrat auf die 
Dauer von höchstens fünf Jahren bestellt; eine er-
neute Bestellung ist zulässig. Der Verwaltungs-
rat kann den Vorstand mit einer Mehrheit von drei 
Viertel der Mitglieder des Verwaltungsrates aus 
wichtigem Grund jederzeit abberufen. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn das 
Vertrauen in die Fähigkeit des Vorstands zur Lei-
tung des Unternehmens nachhaltig gestört ist.
(4) Vorstand kann nicht sein, wer Mitglied des Ver-
waltungsrats ist.
(5) Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat halbjähr-
lich Zwischenberichte über die Abwicklung des 
Vermögens- und Erfolgsplans schriftlich vorzule-
gen. Des Weiteren hat der Vorstand den Verwal-
tungsrat zu unterrichten, wenn bei der Ausführung 
des Erfolgsplans erfolgsgefährdende Minderer-
träge oder Mehraufwendungen zu erwarten sind. 
Sind darüber hinaus Verluste zu erwarten, die Aus-
wirkungen auf den Haushalt der Trägergemeinden 
haben können, sind diese zu unterrichten; dem 
Verwaltungsrat ist hierüber unverzüglich zu berich-
ten.
(6) Der Vorstand hat den Verwaltungsrat über al-
le wichtigen Vorgänge rechtzeitig zu unterrichten 
und auf Anforderungen dem Verwaltungsrat über 
alle Angelegenheiten des Unternehmens Auskunft 
zu geben.
(7) Der Vorstand ist zuständig für die Ernennung, 
Einstellung, Beförderung, Höhergruppierung, Ab-
ordnung, Versetzung, Ruhestandsversetzung und 
Entlassung von Beamten bis zur Besoldungsgrup-
pe A 8 und für Arbeitnehmer bis zur Entgeltgrup-
pe 8 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst 
oder bis zu einem entsprechenden Entgelt. 
(8) Gegenüber dem Vorstand vertritt der Vorsitzen-
de des Verwaltungsrats das Unternehmen gericht-
lich und außergerichtlich.

§ 9 Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus insgesamt 
zehn Mitgliedern, nämlich dem Vorsitzenden und 
neun übrigen Mitgliedern. 
(2) Jedes Mitglied hat im Verwaltungsrat eine 
Stimme.
(3) Der Verwaltungsratsvorsitz wechselt alle drei 
Jahre zum 01.05. zwischen den ersten Bürger-
meistern der beiden Trägergemeinden. Den ersten 
Turnus, der am 01.05.2020 beginnt, übernimmt 
der erste Bürgermeister der Gemeinde Feldafi ng.
(4) Stellvertreter des Verwaltungsratsvorsitzenden 
ist jeweils der erste Bürgermeister der Trägerge-
meinde, die nicht den Vorsitzenden stellt.
(5) Den Gemeinden Feldafi ng und Pöcking stehen 
jeweils fünf Sitze im Verwaltungsrat zu. Die Ge-
meinden werden im Verwaltungsrat durch den je-
weiligen ersten Bürgermeister vertreten und je-
weils vier weitere Personen, die vom jeweiligen 
Gemeinderat auf eine Dauer von sechs Jahren be-
stellt werden. Für jede dieser vier Personen wird 
durch den jeweiligen Gemeinderat ein Vertreter 
bestimmt.
(6) Die Amtszeit von Mitgliedern des Verwaltungs-
rats, die dem Gemeinderat angehören, endet mit 
dem Ende der Wahlzeit oder dem vorzeitigen Aus-
scheiden aus dem Gemeinderat oder bei berufs-
mäßigen Gemeinderatsmitgliedern mit dem Aus-
scheiden aus dem Beamtenverhältnis. Die Mit-
glieder des Verwaltungsrats üben ihr Amt bis zum 
Amtsantritt der neuen Mitglieder weiter aus.
(7) Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten für 
ihre Tätigkeit eine Entschädigung, die in einer ge-
sonderten Satzung geregelt wird.

§ 10 Zuständigkeit des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat überwacht die Geschäfts-
führung des Vorstands.
(2) Der Verwaltungsrat kann jederzeit vom Vor-
stand über alle Angelegenheiten des Unterneh-
mens Berichterstattung verlangen.
(3) Der Verwaltungsrat entscheidet durch Be-
schluss. Er entscheidet über:
a) die Änderung dieser Unternehmenssatzung;
b) die Bestellung des Vorstands, die Regelung des 
Dienstverhältnisses des Vorstands und die Abbe-
rufung des Vorstands;
c) die Ernennung, Einstellung, Beförderung, Hö-
hergruppierung, Abordnung, Versetzung, Ruhe-
standsversetzung und Entlassung von Beamten 
und Arbeitnehmern, soweit nicht der Vorstand zu-
ständig ist;
d) die Erteilung und den Widerruf von Prokuren;
e) die Beteiligung des Unternehmens an anderen 
Unternehmen;
f) die Feststellung und Änderung des Wirtschafts-
plans; 
g) die Bestellung des Abschlussprüfers;
h) die Feststellung des geprüften Jahresabschlus-
ses, Verwendung des Jahresgewinns, Behandlung 

des Jahresverlustes sowie die Entlastung des Vor-
standes;
i) die Rückzahlung von Eigenkapital an die Ge-
meinden Feldafi ng und Pöcking;
j) die Verfügung über Anlagevermögen und die 
Verpfl ichtung hierzu, sofern bei Erwerb, Veräuße-
rung, Tausch und Belastung von Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten, wenn der Ge-
genstandswert im Einzelfall den Betrag von € 
50.000,00 überschreitet;
k) die Veräußerung von Vermögensgegenständen 
unter ihrem Wert und die Verpfl ichtung hierzu;
l) die Gewährung und Aufnahme von Darlehen, so-
fern sie nicht im jeweils geltenden Wirtschaftsplan 
enthalten sind;
m) die wesentlichen Änderungen des Betriebsum-
fangs des Unternehmens, insbesondere die Über-
nahme von neuen Aufgaben im Rahmen der durch 
diese Unternehmenssatzung übertragenen Aufga-
ben;
n) die Mitgliedschaft im Bayerischen Versorgungs-
verband;
o) die Aufl ösung dieses Unternehmens.
(4) Ab dem 01.01.2021 entscheidet der Verwal-
tungsrat auch über: 
a) den Erlass und die Änderung von Satzungen im 
Rahmen des durch diese Unternehmenssatzung 
übertragenen Aufgabenbereichs;
b) die Festsetzung der Gebühren und Beiträge.
(5) Beschlüsse des Verwaltungsrates über
a) die Änderung der Unternehmensaufgabe,
b) den Beitritt zur und Austritt aus der Träger-
schaft,
c) die Erhöhung des Stammkapitals und die Ände-
rung der Stammeinlagen,
d) die Verschmelzung und Aufl ösung des Unter-
nehmens
bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der vorherigen Zu-
stimmung der Beschlussorgane der Gemeinden 
Feldafi ng und Pöcking.

§ 11 Einberufung, Sitzungen und Beschlüsse 

des Verwaltunsgrats

(1) Der Verwaltungsrat wird vom Vorsitzenden des 
Verwaltungsrats schriftlich oder elektronisch ein-
berufen. Ist der Vorsitzende an der Amtsausübung 
gehindert, so steht das Recht zur Einberufung sei-
nem Stellvertreter zu.
(2) Die Einberufung muss Tagungszeit und -ort 
und die Tagesordnung angeben und den Mitglie-
dern des Verwaltungsrats spätestens eine Woche 
vor der Sitzung zugehen. In dringlichen Fällen kann 
eine kürzere Frist und eine andere geeignete Form 
der Einberufung gewählt werden.
(3) Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom 
Vorsitzenden des Verwaltungsrats geleitet.
(4) Sitzungen des Verwaltungsrats fi nden unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit statt. Dies gilt nicht, 
wenn in Sitzungen des Verwaltungsrats Satzun-
gen und Verordnungen beraten und beschlossen 
werden, die Rechte und Pfl ichten Dritter begrün-
den. In diesen Fällen gelten die Regelungen über 
die Sitzungsöffentlichkeit nach Art. 52 GO ent-
sprechend.
(5) Der Vorstand nimmt an den Sitzungen des Ver-
waltungsrats beratend teil. Er ist zu den Sitzun-
gen zu laden, wobei für die Ladung die Absätze 1 
und 2 entsprechend gelten. In Angelegenheiten, 
die den Vorstand persönlich betreffen, entscheidet 
der Verwaltungsrat nach Anhörung des Vorstands 
in dessen Abwesenheit.
(6) Der Verwaltungsrat ist jährlich mindestens 
zweimal einzuberufen. Er muss außerdem einbe-
rufen werden, wenn es mindestens zwei Mitglie-
der des Verwaltungsrats unter Angabe der Bera-
tungsgegenstände beantragen.
(7) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn 
sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen 
sind und die Mehrheit der Mitglieder bzw. deren 
Stellvertreter anwesend und stimmberechtigt ist. 
Über andere als in der Einladung angegebene Be-
ratungsgegenstände darf nur dann Beschluss ge-
fasst werden, wenn
die Angelegenheit dringlich ist und der Verwal-
tungsrat der Behandlung mehrheitlich zustimmt 
oder
sämtliche Mitglieder des Verwaltungsrats (bzw. 
deren Stellvertreter) anwesend sind und kein Mit-
glied der Behandlung widerspricht.
(8) Wird der Verwaltungsrat zum zweiten Mal zur 
Verhandlung über denselben Gegenstand zusam-
mengerufen, so ist er ohne Rücksicht auf die Zahl 
der Erschienen beschlussfähig. Bei der zweiten 
Einladung muss auf diese Folge hingewiesen wer-
den.
(9) Beschlüsse des Verwaltungsrates werden mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen ge-
fasst; Stimmenthaltungen sind nicht zulässig. Dies 
gilt nicht für Beschlüsse des Verwaltungsrats über 
Satzungsänderungen und über die Abberufung 

des Vorstands. Diese bedürfen einer Mehrheit von 
drei Viertel der Mitglieder des Verwaltungsrates; 
Stimmenthaltungen sind auch insofern nicht zuläs-
sig. 
(10) Über die gefassten Beschlüsse ist eine Nie-
derschrift zu fertigen. Die Niederschrift ist vom 
Vorsitzenden des Verwaltungsrats zu unterzeich-
nen und dem Verwaltungsrat in der nächsten Sit-
zung zur Genehmigung vorzulegen.
(11) Der Vorsitzende ist befugt, anstelle des Ver-
waltungsrates dringliche Anordnungen zu treffen 
und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen. Hier-
von hat er dem Verwaltungsrat in der nächsten 
Sitzung Kenntnis zu geben.
(12) Der Verwaltungsrat hat den Gemeinden auf 
Verlangen Auskunft über alle wichtigen Angele-
genheiten des Unternehmens zu geben. Der Ver-
waltungsrat kann den Vorstand ermächtigen, den 
Gemeinden diese Auskunft zu geben.

§ 12 Verpfl ichtungserklärungen

(1) Erklärungen, durch welche das Unternehmen 
verpfl ichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 
Das gilt nicht für ständig wiederkehrende Geschäf-
te des täglichen Lebens, die fi nanziell von uner-
heblicher Bedeutung sind. 
(2) Die Unterzeichnung erfolgt unter dem Na-
men „gemeinsames Kommunalunternehmen zur 
Trinkwasserversorgung der Gemeinden Feldafi ng 
und Pöcking“ mit dem Zusatz „Anstalt des öf-
fentlichen Rechts der Gemeinden Feldafi ng und 
Pöcking“ durch den Vorstand des Unternehmens, 
im Übrigen durch den jeweils Vertretungsberech-
tigten.
(3) Der Vorstand unterzeichnet ohne Beifügung ei-
nes Vertretungssatzes, sein Stellvertreter mit dem 
Zusatz „in Vertretung“, andere Vertretungsberech-
tigte mit dem Zusatz „im Auftrag“.

§ 13 Wirtschaftsführung, Rechnungswesen 

und Prüfung

(1) Das Unternehmen ist sparsam und wirtschaft-
lich unter Beachtung des öffentlichen Zwecks zu 
führen. Die Wirtschaftsführung erfolgt auf der 
Grundlage des vom Vorstand für jeweils ein Ge-
schäftsjahr zu erstellenden Wirtschaftsplanes 
nach dessen Genehmigung durch den Verwal-
tungsrat.
(2) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den 
Lagebericht innerhalb von sechs Monaten nach 
Ende des Wirtschaftsjahres aufzustellen und dem 
Verwaltungsrat nach Durchführung der Abschluss-
prüfung zur Feststellung vorzulegen. Der Jahres-
abschluss und der Lagebericht sind vom Vorstand 
unter Angabe des Datums zu unterzeichnen. Bei 
der Feststellung des Jahresabschlusses hat der 
Verwaltungsrat über die Entlastung des Vorstands 
zu entscheiden.
(3) Im Übrigen gelten die Vorschriften der Verord-
nung über Kommunalunternehmen (KUV) über 
Wirtschaftsführung, Vermögensverwaltung und 
Rechnungslegung in ihrer jeweils gültigen Fassung 
sowie Art. 91 Abs. 1 GO.
(4) Das Wirtschaftsjahr des Unternehmens ist das 
Kalenderjahr. Das erste Wirtschaftsjahr ist jedoch 
ein Rumpfgeschäftsjahr.

§ 14 Tarifbindung

Das Unternehmen wird Mitglied beim Kommuna-
len Arbeitgeberverband Bayern e. V. und erhält 
diese Mitgliedschaft für die Dauer seines Beste-
hens aufrecht.

§ 15 Inkrafttreten

Diese Unternehmenssatzung tritt am Tag nach ih-
rer Bekanntmachung in Kraft.

Starnberg, den 20.07.2020

Gemeinde Feldafi ng
Bernhard Sontheim, Erster Bürgermeister

Gemeinde Pöcking
Rainer Schnitzler, Erster Bürgermeister

Landratsamt Starnberg
Stefan Frey, Landrat

Bekanntmachung der Stadt Starnberg

 ◆ Satzung zur Änderung der Satzung über 

die Erhebung von Benutzungsgebühren für 

die Kindertagesstätten der Stadt Starnberg

Die Stadt Starnberg erlässt aufgrund von Art. 1, 2 
Abs. 1 und Art. 8 Abs. 1 Satz 1 des Kommunalab-
gabengesetzes (KAG) in der Fassung der Bekannt-
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machung vom 04.04.1993 (GVBl. S. 264, Bay-
RS 2024-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.06.2020 (GVBl. S. 286), folgende Satzung:

§ 1

§ 4 der Satzung über die Erhebung von Benut-
zungsgebühren für die Kindertagesstätten der 
Stadt Starnberg erhält folgende neue Fassung:
§ 4 Höhe der Besuchsgebühr
(1) Die Höhe der Besuchsgebühren beträgt für Kin-
der ab Vollendung des 3. Lebensjahrs in einem 
Kindergarten ab dem Beginn des Monats des Ein-
tritts je nach Buchungszeiten monatlich:
Stunden/Tag
Gebührenhöhe
3 bis 4 Stunden
115 €
4 bis 5 Stunden
127 €
5 bis 6 Stunden
140 €
6 bis 7 Stunden
155 €
7 bis 8 Stunden
167 €
8 bis 9 Stunden
179 €
9 bis 10 Stunden
191 €

(2) Für Kinder, die das 3. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben und eine altershomogene Klein-
kindgruppe besuchen, wird die Gebühr nach 
Abs. 1 bis einschließlich des Monats, in dem das 
3. Lebensjahr vollendet wird, verdoppelt.
(3) Die Besuchsgebühr für Kinder, die einen Hort 
besuchen, beträgt je nach Buchungszeiten monat-
lich:
Stunden/Tag
Gebührenhöhe
3 bis 4 Stunden
90 €
4 bis 5 Stunden
100 €
5 bis 6 Stunden
110 €
6 bis 7 Stunden
120 €
7 bis 8 Stunden
130 €
8 bis 9 Stunden
140 €
9 bis 10 Stunden
150 €
(4) Besuchen zwei Kinder aus einer Familie gleich-
zeitig eine städt. Kindertagesstätte, wird die Be-
suchsgebühr für das 2. Kind um 20 % ermäßigt. 
Hat eine Familie drei oder mehr Kinder, so wird für 
das 3. und jedes weitere Kind 50 v. H. der Gebühr 
nach § 4 Abs. 1 bis 3 erhoben.
Die Satzung tritt am 01.09.2020 in Kraft.

Starnberg, den 22.07.2020

Patrick Janik, Erster Bürgermeister

Bekanntmachung der Gemeinde Gilching

 ◆ 6. Teiländerung des Bebauungsplanes 

„Tonwerkstraße“ für den Bereich Fl.Nrn. 

642/2, 294, 294/3, 294/2, Teilfl ächen aus 

294/1, 642/16, 644/2, 644/9, 644/10 jeweils 

Gemarkung Argelsried; Erneute öffentliche 

Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB

Der Bauausschuss des Gemeinderates Gilching 
hat in seiner Sitzung vom 20.07.2020 die Entwurfs-
planung zur 6. Teiländerung des Bebauungsplanes 
Tonwerkstraße in der Fassung vom 20.07.2020 ge-
billigt. Dieser Bebauungsplanentwurf (einschließ-
lich Begründung i.d.F.v. 20.07.2020) liegt in der Zeit 
vom

06. August 2020 bis einschließlich 08. September 
2020

während der allgemeinen Dienststunden im Rat-
haus der Gemeinde Gilching, Rathausplatz 1, Bau-
amt, Zimmer Nr. O1.15 erneut öffentlich aus.

Die Öffentlichkeit kann sich während der Ausle-
gungsfrist über die allgemeinen Ziele und Zwecke 
sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung 
unterrichten und Stellungnahmen abgeben. Nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan un-
berücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren 
Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen 
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bau-
leitplans nicht von Bedeutung ist. In die Frist fallen-
de allgemein arbeitsfreie Tage, also auch Feiertage 
und andere Tage, an denen das Rathaus der Ge-
meinde Gilching geschlossen ist, sowie offi zielle 
Ferientage sind für den Fristlauf unschädlich.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13a BauGB ohne Durchführung ei-
ner Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufge-
stellt.

Der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auszulegenden 

Unterlagen sind auch im Internet unter 
www.gilching.de veröffentlicht.

Der Umgriff des Bebauungsplanes ist aus dem bei-
gefügten Lageplan ersichtlich, der Bestandteil vor-
liegender Bekanntmachung ist.

Anlage: Lageplan (ohne Maßstab)
Gilching, 23.07.2020

Manfred Walter, Erster Bürgermeister
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